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Mieterstrom neu gedacht 

Mit dem ursprünglichen Mieterstromgesetz von 2017 und den darauffolgenden Novellierungen sollten 

Mieter:innen befähigt werden, Teil der Energiewende zu werden. Jedoch sind die gesetzlichen 

Vorgaben nach wie vor so ausgestaltet, dass die regulatorischen Anreize nicht ausreichen, um 

Mieterstrom vom Nischenprodukt zum Regelangebot werden zu lassen. Die Gründe dafür sind 

vielfältig. Sowohl regulatorische und bürokratische Gründe sind anzuführen als auch Hemmnisse, die 

die Wirtschaftlichkeit der Projekte erschweren. Damit Mieterstromprojekte nicht Ausnahmen bleiben, 

sondern zum breiten Angebot werden, müssen grundsätzlich neue Ideen in das Mieterstromkonzept 

Eingang finden, die die bürokratischen Hemmnisse abbauen und die Wirtschaftlichkeit der Projekte 

erhöhen. Gleichzeitig sollte sichergestellt werden, dass Mieter:innen wirklich aus den Anlagen auf 

ihren Dächern mit Strom versorgt werden. Optimalerweise entstehen dann auch Anreize zur 

Flexibilisierung. 

Mieterstrom: Zentraler Baustein einer sozialen und schnellen 

Energiewende 

Mieterstrom kann helfen, das bisher weitestgehend ungenutzte Potenzial der freien (insbesondere 

städtischen) Dachflächen für die EE-Erzeugung zu nutzen. Diese Flächen nehmen eine 

entscheidende Rolle bei der Erreichung der Erneuerbaren-Zielsetzung (80 Prozent EE-Strom bis 

2030) ein. Dafür bedarf es einer grundlegenden Änderung in der Denkweise. Gebäudenahe 

Energieversorgung vor Ort muss zum Standard werden, so dass auch Mieterstrom insbesondere in 

Städten kein Nischenangebot bleibt. Denn neben dem immensen Erzeugungspotenzial stellt es auch 

ein wichtiges Instrument sowohl zur Teilhabe von Mieter:innen an der Energiewende, als auch zur 

Begrenzung der Kosten durch die ansteigenden Energiepreise für Mieter:innen dar. Mit Mieterstrom 

werden Stadtbewohner:innen und einkommensschwache Bevölkerungsschichten, die häufig über 

kein Wohneigentum verfügen, befähigt, an der Energiewende zu partizipieren und ökonomisch und 

ökologisch davon zu profitieren. Nicht nur die direkte Bezugsmöglichkeit von Erneuerbaren-Strom ist 

hier zu nennen, sondern auch die stabilisierende Wirkung auf den Bezugspreis. Denn mit Mieterstrom 

werden Verbraucher:innen durch den direkten Strombezug teilweise unabhängig von 

Preisschwankungen auf den Strommärkten. 

Gleichzeitig wird mit Vor-Ort-Konzepten wie Mieterstrom, in denen sowohl Strom vor Ort produziert 

als auch verbraucht wird, die Innovationskraft der Energiewende enorm gesteigert. Mieterstrom liefert 

Lösungspotenzial für ein flexibles und zukunftsfähiges Stromsystem. Mieterstrom kann somit einer 

der wichtigen Bausteine sein, um die Sektorenkopplung voranzutreiben. Denn insbesondere hier 

kann die so dringend notwendige Flexibilität für unser Energiesystem gestärkt werden. Diese 

Flexibilität ermöglicht es dann auch, niedrigere Stromkosten für die Sektorenkopplung zu realisieren. 

Wenn zukünftig der auf dem Dach des Mietshauses erzeugte Strom die Wärmepumpe antreibt und 

die Elektroautos der Mieter:innen lädt, werden diese motiviert, ihren Verbrauch entsprechend des 

Stromdargebots anzupassen und so von niedrigen Strompreisen zu profitieren. 

Mieterstrom: Noch immer ein Nischenprodukt  

Grundsätzlich stehen Mieterstromprojekte vor der Herausforderung, dass die derzeitigen 

regulatorischen Rahmenbedingungen das wirtschaftliche Korsett sehr eng halten. Im Bestandsbau 

müssen sich die Projekte immer der Frage stellen, ob die Umsetzung bei Beachtung aller technischen 

Anforderungen überhaupt möglich ist – und wenn ja, mit welchen zusätzlichen Umbaukosten. Im 

Neubau kann zwar von Beginn an die Mieterstromanlage eingeplant werden, aber auch hier hemmen 
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häufig regulatorische Vorgaben eine wirtschaftliche Umsetzung. Immer wieder scheitern 

Mieterstromprojekte aufgrund teurer Hardware, die beim Aufbau einer Kundenanlage gesetzlich 

vorgegeben wird, aber letztendlich für die Durchführung (sicherheits-)technisch nicht zwingend 

notwendig ist. 

Das führt dazu, dass bisher vor allem Mieterstromprojekte in Neubauten umgesetzt werden. In 

Bestandsgebäuden PV-Mieterstromanlagen unterzubringen, ist insbesondere aufgrund der rechtlich 

geforderten Einbauten von zusätzlicher Elektro- und Zählertechnik sowie dem Aufbauen 

entsprechender Messkonzepte derzeit zumeist noch unwirtschaftlich. Das verhindert häufig 

Mieterstromprojekte im Bestand. 

Die folgenden Vorschläge zielen darauf ab die Umsetzung von Mieterstromprojekten zu 

beschleunigen, indem die Anforderungen und Umsetzung der notwendigen Infrastruktur angepasst 

werden. Vereinfachte Zähl- und Messkonzepte sowie klare Pflichten für die Messbetreiber sind ein 

zentraler Baustein. Mit diesen Änderungen können Mieterstromprojekte ihrem großen Potential 

gerecht werden und einen zentralen Beitrag zu einer schnelleren und sozial gerechteren 

Energiewende leisten. 

 

Befreiungsschlag für den Mieterstrom: Was sollte angepasst werden? 

 

a. Intelligente Messsysteme für Mieterstrom 

Das grundsätzliche Ziel ist es, regulatorische Hürden abzubauen, die bisher ein digitales und 

vereinfachtes Messkonzept verhindern. Ein wichtiger erster Schritt wurde mit dem aktuellen Entwurf 

des Gesetzes zum Neustart der Digitalisierung der Energiewende (GNDEW) aufgezeigt. Dort soll mit 

dem Smart-Meter-Rollout nach und nach flächendeckend der Einbau von intelligenten Messsystemen 

(iMSys) erreicht werden, so dass zukünftig eine viertelstundenscharfe Bilanzierung der Strommengen 

möglich ist. Wir plädieren für eine verpflichtende Ausweitung dieses Ansatzes auch auf 

Mieterstromprojekte, so dass hiermit Standards gesetzt werden, die automatisierte und digitale 

Messkonzepte ermöglichen und somit den aufwendigen und teuren Einbau von Wandlermessungen 

am Summenzähler überflüssig macht. Durch die virtuelle Zusammenfassung der unterschiedlichen 

Unterentnahmestellen in Kundenanlagen in Kombination mit iMSys für die einzelnen Haushalte kann 

innerhalb der Kundenanlagen virtuell viertelstundenscharf bilanziert werden.  

 Regulatorischer Vorschlag: 

In § 29 Absatz 1 Nummer 1 MsbG (Messstellenbetriebsgesetz) ist ein Verweis auf eine 

Mieterstromversorgung nach § 21 Abs. 3 EEG in Kundenanlagen zu ergänzen, so dass 

zukünftig auch Mieterstromprojekte unter den verpflichtenden Einbau von iMSys fallen (neu 

in grün): 

 

1) Grundzuständige Messstellenbetreiber haben, soweit dies nach § 30 technisch 

möglich und nach § 31 wirtschaftlich vertretbar ist, Messstellen an ortsfesten 

Zählpunkten mit intelligenten Messsystemen wie folgt auszustatten: 

1. Bei Letztverbrauchern mit einem Jahresstromverbrauch über 6 000 

Kilowattstunden sowie bei solchen Letztverbrauchern, mit denen eine 

Vereinbarung nach § 14a des Energiewirtschaftsgesetztes besteht oder die in 
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Kundenanlagen nach § 3 Nr. 24a oder Nr. 24b EnWG angeschlossen sind, in 

denen eine Mieterstromversorgung nach § 21 Abs. 3 EEG erfolgt, 

2. Bei Anlagenbetreibern mit einer installierten Leistung über 7 Kilowatt 

 
Außerdem ist die Legaldefinition der Messstelle in § 2 Nr. 11 MsbG wie folgt anzupassen (neu 
in grün): 
 

„Messstelle: die Gesamtheit aller Mess-, Steuerungs- und Kommunikationseinrichtungen zur 
sicheren Verarbeitung von Messdaten und Steuerungsinformationen und zur sicheren 
Anbindung von Erzeugungsanlagen und steuerbaren Lasten an Zählpunkten eines 
Anschlussnutzers oder, auf Anfrage des Anschlussnutzers, an Zählpunkten von 
Letztverbrauchern innerhalb einer Kundenanlage.” 
 

a) Änderung des § 30 Abs. 5 MsbG wie folgt (neu in grün): 
 

„Sind bei einem Anschlussnutzer mehrere Zählpunkte eines Netzanschlusses mit intelligenten 
Messsystemen auszustatten und sind die Zählpunkte nicht mehreren Letztverbrauchern 
zuzuordnen, gelten die Vorgaben aus den Absätzen 1 bis 3 mit der Maßgabe, dass 
Anschlussnutzer und Anschlussnetzbetreiber für den Messstellenbetrieb aller bei diesem 
Anschlussnutzer mit einem intelligenten Messsystem ausgestatteten Zählpunkte zusammen 
maximal die höchste einschlägige fallbezogene Preisobergrenze in Rechnung gestellt werden 
darf; dabei ist zur Bestimmung der jeweiligen fallbezogenen Preisobergrenzen die Summe 
des dem Anschlussnetzbetreiber und dem Anschlussnutzer jeweils brutto jährlich höchstens 
in Rechnung zu stellenden Betrags maßgeblich. Soweit in Fällen des Satzes 1 Zählpunkte mit 
weiteren modernen Messeinrichtungen ausgestattet werden, kann dem Anschlussnutzer 
zusätzlich zu dem Betrag nach Satz 1 für jede weitere moderne Messeinrichtung ein Aufschlag 
in Höhe von 20 Euro brutto jährlich in Rechnung gestellt werden. Entsprechendes gilt, wenn 
ein Zählpunkt von mehr als einem Anwendungsfall der Absätze 1 bis 3 erfasst wird. Sind die 
Zählpunkte nach Satz 1 mehreren Letztverbrauchern zuzuordnen, so ist dieser Absatz 
nicht je Anschlussnutzer, sondern je Letztverbraucher anzuwenden.” 

 
Durch diese Änderungen würde es dem Anschlussnutzer (vgl. § 2 Nr. 3 MsbG und § 1 Abs. 3 NAV) 
ermöglicht, eine Option zu wählen, nach der die Preisobergrenze nicht nur für eine Messstelle (am 
Summenzählpunkt), sondern für alle Unterentnahmestellen in der Kundenanlage gelten würde und 
auch ein grundzuständiger Messstellenbetreiber (gMSB) somit die Ausstattung von 
Unterentnahmestellen in Kundenanlagen übernehmen würde. Damit würde ein Anreiz zum Einsatz 
von intelligenten Messsystemen (iMSys) in der Kundenanlage geschaffen. Dies würde u.a. auch die 
Wechselprozesse (in oder aus der Mieterstromversorgung) massiv erleichtern und beschleunigen 
sowie die Transparenz deutlich erhöhen. Eine viertelstundenscharfe Bilanzierung der Strommengen 
wäre auch im Mieterstrommodell ohne weiteres möglich. 
 

 

b. Abrechnung bei gemeinsamer Messung ermöglichen 

Der aktuelle Entwurf des GNDEW liefert zwar mit § 21 Abs. 3 eine Klarstellung bzgl. der 

technischen Machbarkeit des 1:n-Meterings, wonach mehrere moderne Messeinrichtungen an 

einem Gateway betrieben werden können. Wichtiger ist jedoch, dass die Zulässigkeit der virtuellen 

Direktstrom-Abrechnung ermöglicht wird, indem die rechnerische Ermittlung der Marktlokation 

ermöglicht wird.  
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 Regulatorischer Vorschlag: 

Es bedarf folgender Ergänzung des § 21 MsbG (neu in grün):  

Für mehrere Zählpunkte können die Anforderungen an eine gemeinsame Messung zur 

summierten Abrechnung und Errichtung einer Kundenanlage nach § 3 Nr. 24a und 24b 

EnWG durch eine rechnerisch ermittelte Marktlokation erfüllt werden (=Lokationsbündel), 

soweit die für die Aufsummierung verwendeten Messdaten aus Messsystemen nach § 21 

Abs.1 MsbG stammen. Das gilt auch, wenn sich die Zählpunkte an mehreren 

Netzanschlüssen im Bereich desselben Netzknotens gleicher Spannungsebene befinden. 

 

c. Technische Anlagenzusammenfassung anpassen 

Die technische Anlagenzusammenfassung nach § 9 Absatz EEG kann dazu führen, dass mehrere 

PV-Kleinanlagen auf einem Grundstück trotz unterschiedlicher Netzanschlüsse und 

dementsprechend über unterschiedlicher Kundenanlagen hinweg zusammengefasst werden. Wenn 

aufgrund dieser Zusammenfassung der einzelnen Erzeugungsleistungen der PV-Anlagen die Grenze 

von 100 kWp überschritten wird, wird die Erhebung von Daten und die Steuerung durch iMSys 

verhindert. Denn dies hat zur Folge, dass der Netzbetreiber den Einbau von Fernwirktechnik 

veranlassen kann, die eigentlich zur Überwachung und zur Fernsteuerung der Einspeisung bei 

Netzüberlastung gedacht sind. Dies ist technisch und wirtschaftlich in Mieterstrommodellen nicht 

umsetzbar und auch nicht notwendig, da die die Anlagen hinter unterschiedlichen 

Netzanschlusspunkten liegen und messtechnisch nicht zusammenhängen. 

Regulatorischer Vorschlag: 

 Die Anlagenzusammenfassung in § 9 Abs. 3 EEG ist zu ändern (neu in grün): 

„Mehrere Solaranlagen gelten unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und 

ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der installierten Leistung im Sinne der Absätze 1, 

1a und 2 als eine Anlage, wenn sie  

1. sie sich auf demselben Grundstück oder Gebäude befinden und an demselben 

Anschlusspunkt betrieben werden und 

2. sie innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb 

genommen worden sind.“ 

 

d. Vereinfachung des Auswahlrechts des Anschlussnehmers in der Liegenschaft  

Mit einer Vereinfachung des Auswahlrechts wird es dem Anschlussnehmer ermöglicht den 

Messstellenbetreiber auszuwählen. Dies vereinfacht den Wechsel von Mieter:innen in den 

Mieterstrom und wieder raus, die Wechselprozesse werden dadurch vereinfacht 

(Wechselprozesse im Messwesen). Die daraus allerdings auch resultierende Einschränkung 

des Wahlrechts des Messstellenbetreibers durch die Mieter:innen ist auf die Ausnahmesituation 

begrenzt, dass hinter dem Netzanschluss Erzeugungs- und Verbrauchssituationen 

zusammenfallen. Aufgrund der signifikanten Vereinfachung der Wechselprozesse ist eine 

Einschränkung unseres Erachtens im Sinne der Energiewende und der kostengünstigen 

Umsetzung von Mieterstromprojekten gerechtfertigt. 
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Regulatorischer Vorschlag: 

Das Auswahlrecht des Anschlussnehmers in § 6 MsbG ist anzupassen (neu in grün): 

(1) Statt des Anschlussnutzers kann ab dem 1. Januar 2021 der Anschlussnehmer einen 
Messstellenbetreiber auswählen, wenn hinter dem Netzanschlusspunkt sowohl 
Erzeugung aus einer Anlage nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 
2014 (BGBl. I S. 1066) in der jeweils geltenden Fassung als auch Verbrauch 
stattfindet oder der Messstellenbetreiber dieser verbindlich anbietet,  

 

1.   dadurch alle Zählpunkte der Liegenschaft für Strom mit intelligenten  

Messsystemen auszustatten, 

2.   neben dem Messstellenbetrieb der Sparte Strom mindestens einen zusätzlichen 

Messstellenbetrieb der Sparten Gas, Fernwärme oder Heizwärme über das Smart-

Meter-Gateway zu bündeln (Bündelangebot) und 

3.   den gebündelten Messstellenbetrieb für jeden betroffenen Anschlussnutzer der 

Liegenschaft ohne Mehrkosten im Vergleich zur Summe der Kosten für den 

bisherigen getrennten Messstellenbetrieb durchzuführen. 
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